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1. Transformation des Unternehmens
Strategische Veränderungen, beginnend bei der Gestaltung 
des Leistungs- und Produktportfolios, über die Anpassung von 
Prozessen bis hin zu Veränderungen von Organisationsstruktu-
ren, sind die „Königsdisziplin“ betrieblicher Veränderungspro-
jekte. Diese Projekte zu strukturieren und zu steuern ist eine 
Vollzeitaufgabe. Jeglicher Ansatz, diese Themen „neben dem 
Tagesgeschäft mitzumachen“ oder „in die Organisation zu de-
legieren“, ist zum Scheitern verurteilt. Oftmals ist nur über die 
Unterstützung durch externe Berater als „Sparringspartner“ si-
chergestellt, dass mit Kompetenz und Zielorientierung die ent-
sprechenden Themen erarbeitet werden und dann auch den 
Weg in die Umsetzung finden.

2. Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen
Vermeintlich leichter tun sich Unternehmen bei der Umsetzung 
von Maßnahmen zur Ergebnisverbesserung. Hier zeigt sich 
jedoch, dass „harmlose“ Maßnahmen, zum Beispiel die Re-
duzierung von Sachkosten, meist als erstes angegangen und 
auch wie geplant umgesetzt werden. Solche Maßnahmen, die 
jedoch mit Veränderungen in der Organisation einhergehen, 
werden durch die Organisation selten mit Euphorie begleitet, 
sondern oft torpediert oder schlicht ignoriert. Gemeint sind da-
mit nicht nur Maßnahmen, die Personalkostenreduzierungen 
zum Ziel haben, sondern auch solche, die auf eine Umgestal-
tung von Arbeitsumgebungen, Prozessen oder Organisations-
strukturen abzielen.
 Hilfreich ist an dieser Stelle der Einsatz eines „neutralen Drit-
ten“, der das Projektmanagement und die Umsetzung der Sa-
nierungsmaßnahmen verantwortet. Auch wenn ein Mitarbeiter 
aus dem Unternehmen möglicherweise über die entsprechende 
Fach- und Führungskompetenz verfügt, läuft er Gefahr, in der 
Umsetzung „ausgebremst“ zu werden.

3. Kontrolle des Sanierungsprozesses
Nicht nur für die interne Steuerung, sondern auch zur Dokumen-
tation des Sanierungsprozesses gegenüber Dritten sowie als we-
sentliche Voraussetzung für das Gelingen des Sanierungsprozes-
ses ist eine Kontrolle der Maßnahmenumsetzung unabdingbar. 
Hierbei muss das Unternehmen sicherstellen, dass hinsichtlich 
Art und Umfang des Fortschrittsberichtes den Anforderungen 
der am Sanierungsprozess beteiligten Parteien, zum Beispiel den 
finanzierenden Banken, Rechnung getragen wird.
 Eine simple Darstellung des Umsetzungsstands der Sanie-
rungsmaßnahmen „in Ampellogik“ ist hierfür nicht ausrei-
chend. Zwingend ist neben der inhaltlichen Beschreibung des 
Umsetzungsstands auch der Abgleich mit dem Sanierungskon-
zept in quantitativer Hinsicht. So gilt es, mittels eines profes-
sionellen Sanierungscontrollings und -reportings die jeweilige 
Ergebnissituation genauso wie die aktuelle Liquidität mit der 
im Konzept abgebildeten Planung zu vergleichen. Mit dem 
Controlling einhergehend ist eine enge und offene Kommu-
nikation mit den beteiligten Stakeholdern erforderlich. Gerade 
diese Kommunikation ist oft nicht frei von Spannungsfeldern 
und sollte daher zwingend als erfolgskritische Komponente im 
Sanierungsprozess Berücksichtigung finden.

Kurz & bündig

Der Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ befasst 
sich erstaunlicherweise – trotzdem enorme wirtschaftli-
che Schäden und infolge der Pandemie zahlreiche Insol-
venzen anstehen – nur rudimentär unmittelbar mit dem 
Insolvenzrecht: Es soll im Reiserecht bestimmte Absiche-
rungen geben, der Verbraucherschutz verbessert werden 
und für Selbständige eine insolvenzfeste Altersvorsorge 
eingerichtet werden, die Leistungen über dem Grundsi-
cherungsniveau schützt. Sonstige unmittelbare, richtungs-
weisende Änderungen im Insolvenzrecht sind nicht vor-
gesehen. Wiederholend formuliert der Koalitionsvertrag 
immerhin das Ziel, dass die deutsche Wirtschaftskraft ge-
stärkt werden soll. Um dies zu erreichen, sollen verschie-
dentliche Maßnahmen ergriffen werden, welche jedoch 
äußerst vage ausgestaltet sind und eher optimistisch-pro-
grammatischen Charakter haben und deren Erfolg teilwei-
se bezweifelt werden muss. So sollen etwa Start-up- und 
Gründerförderungen gestärkt werden. Ob die Förderung 
von Start-up-Unternehmen ein sinnvolles Instrument zur 
Anreizschaffung und Stärkung der Wirtschaft ist, ist zu 
bezweifeln. Denn ein Start-up-Unternehmer arbeitet typi-
scherweise – und anders als der klassische Unternehmer 
– zumeist ausschließlich mit fremdem Geld, also auf frem-
des Risiko. Damit einhergehend steht eine geringere Leis-
tungsbereitschaft zu erwarten, als wenn es um die eigene 
wirtschaftliche Existenz ginge.
 International-insolvenzrechtlich soll ein internationales 
Staateninsolvenzverfahren kodifiziert werden. Da ein sol-
ches die Zustimmung aller beteiligten Länder und deren 
Gesamtwirtschaft voraussetzt, wird es in der kommenden 
Legislaturperiode voraussichtlich nur entsprechende Son-
dierungsgespräche geben können und ein kodifiziertes 
„internationales Staateninsolvenzverfahren“ bestenfalls in 
sehr ferner Zukunft zu erwarten sein.

Insolvenzrecht im Koalitionsvertrag
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